
NABU Bergstraße 

Frage 1 

Werden Sie sich im neuen Kreistag dafür einsetzen, dass das bestehende 
Klimaschutz- und Anpassungskonzept des Landkreises verstetigt und aktiv 
umgesetzt wird – inklusive dauerhaftem Klimaschutzmanagement? 

Antwort: Ja. 

• Wir führen das Klimaschutzkonzept fort mit dem Ziel, das 1,5-Grad-Ziel zu 
erreichen und die Emissionen deutlich zu senken. 

• Das Klimaschutzmanagement wird verstetigt und das Konzept langfristig 
weiterentwickelt. 

Frage 2 

Welche konkreten Maßnahmen befürworten Sie zur Hitzeminderung in Städten 
und Gemeinden des Kreises, etwa durch Begrünung, Entsiegelung oder 
schattenspendende Gestaltung öffentlicher Räume? 

Antwort: 

• Nutzung und Weiterentwicklung von Beteiligungsprozessen zum 
Hitzeaktionsplan über die Plattform „Vision Bergstraße“. 

• Ausweitung naturnaher Blüh- und Wildnisflächen sowie Reduzierung von 
Schottergärten. 

• Renaturierungen und Wasser-Rückhalt im Rahmen der 
Wasserrahmenrichtlinie sowie Intensivierung des Hochwasserschutzes als 
Beitrag zur Klimaanpassung. 

(Hinweis: Konkrete Entsiegelungsprogramme sind im Programm nicht gesondert 
benannt.) 

Frage 3 

Setzen Sie sich für eine verbindliche Obergrenze beim Flächenverbrauch im Kreis 
Bergstraße ein und befürworten Sie Maßnahmen zur Flächenentsiegelung und 
Renaturierung? 

Antwort: Teils. 

• Wir befürworten einen nachhaltigen Umgang mit Fläche, den Schutz 
offener Räume vor Zerschneidung (z. B. bei Infrastrukturmaßnahmen) und 
die konsequente Umsetzung von Renaturierungen an Gewässern. 



• Gleichzeitig unterstützt das Programm die Ausweisung von Gewerbe- und 
Bauflächen (u. a. interkommunal), um Entwicklung zu ermöglichen. Eine 
starre Obergrenze für Flächenverbrauch ist nicht Bestandteil des 
Programms. 

Frage 4 

Wie wollen Sie der Gefahr zunehmender Trockenperioden im Kreis Bergstraße 
begegnen – etwa durch Regenwasserrückhalt, Schwammstadt-Konzepte oder 
Wasserschutzkooperationen mit der Landwirtschaft? 

Antwort: 

• Konsequentere Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie (u. a. 
Renaturierungen an Weschnitz, Lauter, Winkelbach) und Intensivierung 
des Hochwasserschutzes zur Stärkung von Rückhalte- und 
Speicherfunktionen. 

• Sicherstellung funktionierender Grundwasserspiegel durch Beachtung von 
Grundwasserbewirtschaftungsplänen. 

• Unterstützung der Landwirtschaft und des Weinbaus bei Klimaanpassung 
(insbesondere Wassermanagement) und Förderung klimaangepasster 
Baumarten im Forst. 

 

BUND Bergstraße 

Frage 1 

Werden Sie sich im neuen Kreistag für die Eindämmung der Lichtverschmutzung 
einsetzen, beispielsweise durch angepasste Beleuchtung an Kreisliegenschaften, 
Ausweisung von Dunkelzonen oder Sensibilisierung von gewerblichen 
Gebäudeeigentümern? 

Antwort: Teils. 

• Das Programm setzt Schwerpunkte bei Biodiversität, Nachhaltigkeit und 
der Prüfung von Biodiversitätsmaßnahmen bei Modernisierungen 
kreiseigener Gebäude sowie bei Umweltbildung. 

• Konkrete Maßnahmen zur Eindämmung von Lichtverschmutzung werden 
im Programm nicht ausdrücklich benannt. 

Frage 2 



Werden Sie sich im neuen Kreistag für eine konsequente Umsetzung der EU-
Wasserrahmenrichtlinie einsetzen – insbesondere im Hinblick auf die 
ökologische Aufwertung und den Schutz von Bächen und ihren Auen wie Lauter, 
Weschnitz und Winkelbach? 

Antwort: Ja. 

• Die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie mit Renaturierungen an 
Weschnitz, Lauter und Winkelbach ist im Programm verankert und soll 
konsequent fortgeführt und intensiviert werden. 

Frage 3 

Unter welchen Bedingungen befürworten Sie den weiteren Ausbau von 
Windkraft- und PV-Freiflächenanlagen im Landkreis – auch im Spannungsfeld 
zum Arten- und Landschaftsschutz? 

Antwort: 

• Wir unterstützen den Ausbau erneuerbarer Energien, insbesondere 
Photovoltaik und Agri-Photovoltaik, besonders auf öffentlichen Gebäuden. 

• Den Ausbau der Windkraft befürworten wir, soweit dies von den jeweiligen 
Kommunen gewollt ist. 

• Dabei gilt: nachhaltiger Umgang mit Fläche, Schutz offener Räume vor 
Zerschneidung und Berücksichtigung ökologisch hochwertiger 
Ausgleichsflächen außerhalb intensiv genutzter Agrarflächen. 

Frage 4 

Soll der Landkreis auf eigenen Gebäuden und Liegenschaften verstärkt als 
Vorreiter bei Energieeinsparung und Ausbau erneuerbarer Energien auftreten (z. 
B. Dach-Verpachtung für PV, Energiemanagement, Sanierung)? 

Antwort: Ja. 

• Bereits umgesetzt: energetische Sanierungen sämtlicher Dienstgebäude, 
100 % Ökostrom für die Kreisverwaltung, Einsatz von BHKW, Pellet- und 
Holzhackschnitzel-Heizungen. 

• Geplant: Nutzung und Ausbau von Photovoltaik (inkl. Agri-PV, soweit 
passend) insbesondere auf öffentlichen Gebäuden sowie weitere Projekte 
zur Steigerung der Nachhaltigkeit. 
(Hinweis: Dachverpachtungsmodelle werden im Programm nicht 
ausdrücklich benannt.) 

 



Der Paritätische Wohlfahrtsverband Hessen 

Themenfeld 1: Vielfalt gemeinnütziger, sozialer Träger und Subsidiaritätsprinzip 

Sollten gemeinnützige Organisationen bei der Erbringung sozialer Leistungen 
bevorzugt werden oder gilt ein Vorrang für Wirtschaftlichkeit bei der 
Leistungserbringung? 

Antwort: 

• Leitprinzipien sind ausdrücklich „Eigenverantwortung, Subsidiarität und 
Solidarität“. 

• Der Kreis arbeitet breit mit freien, gemeinnützigen Trägern zusammen (u. 
a. in Familien-, Sucht-, Schuldner-, Behinderten- und Jugendhilfe) und baut 
diese Kooperationen aus. 

• Zugleich steht die CDU für solide Haushaltsführung und effiziente 
Strukturen. Qualität, Passgenauigkeit und verlässliche Finanzierung gehen 
dabei Hand in Hand mit der Zusammenarbeit freier Träger. 

Themenfeld 2: Vertretung von Menschen mit Behinderung 

Setzen Sie sich für die Einrichtung eines Behindertenbeirats durch den Kreistag 
ein? 

Antwort: Teils. 

• Das Programm sieht die Weiterentwicklung der regionalen 
Teilhabekonferenz zur Kommission für Inklusion vor und stärkt Inklusion 
durch konkrete Maßnahmen (bauliche Barrierefreiheit, digitale 
Barrierefreiheit, Unterstützung der Behindertenhilfe). 

• Eine spezifische Festlegung auf die Organisationsform „Behindertenbeirat“ 
enthält das Programm nicht. 

Themenfeld 3: Psychosoziale Versorgungslage 

Wie wollen Sie dazu beitragen, die psychosoziale Versorgungslage im Kreis 
Bergstraße zu verbessern? 

Antwort: 

• Weiterentwicklung der Versorgungsnetzwerke (NOVO, NORIE) und Ausbau 
der Lokalen Gesundheitskonferenz als zentrales Steuerungsgremium. 

• Stärkung aufsuchender und entlastender Angebote (Gemeindepflege 
aufbauend auf „PauLa“), Unterstützung der psychiatrischen Tagesklinik. 



• Mehr Prävention und Koordination: Präventionsbeirat, Workshops und 
Informationsangebote (u. a. zu Impfen, Bewegung, Ernährung, Hygiene), 
bessere Honorierung und Schutz der Notfallseelsorge. 

• Entlastung und Zugänglichkeit: Einsatz von VERAH/NäPa, Ausbau von 
Video-Sprechstunden, Integration von Telenotarzt-Leistungen. 

• Fortführung und Ausbau bewährter sozialer Hilfsangebote (z. B. 
Schulsozialarbeit, Netzwerke mit freien Trägern). 

 

DGB Kreis Bergstraße 

Wahlposition 1 

Eine deutliche Verbesserung der Finanzausstattung der Städte, Gemeinden und 
Landkreise durch Bund und Land. 

Antwort: Teils. 

• Das Programm betont die Notwendigkeit einer verlässlichen und 
angemessenen Finanzausstattung der Kommunen sowie eine stabile 
Umlagenpolitik zur Entlastung der Kommunen. 

• Gleichzeitig verpflichtet sich die CDU zu einer soliden, an Schuldenbremse 
und Neuverschuldungsverbot orientierten Haushaltsführung und setzt auf 
Effizienz, Digitalisierung und interkommunale Zusammenarbeit. 

• Eine ausdrückliche Forderung nach „deutlicher“ Erhöhung durch 
Bund/Land ist im Programm nicht formuliert. 

Wahlposition 2 

Der Erhalt des Kreiskrankenhauses Bergstraße in öffentlicher Trägerschaft, keine 
Privatisierung oder Teilprivatisierung. 

Antwort: Teils. 

• Im Mittelpunkt steht der Erhalt einer am Patienten ausgerichteten, 
qualitativ guten und vielseitigen Krankenhausversorgung. 

• Der Kreis begleitet die Kooperation der Krankenhausträger bei der 
Umsetzung der Krankenhausreform. 

• Eine Festlegung zur Trägerschaftsform (öffentlich/privat) enthält das 
Programm nicht. 

Wahlposition 3 

Die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum. 



Antwort: Ja. 

• Verstärkte Förderung des bezahlbaren Wohnungsbaus und Unterstützung 
der Kommunen bei der Schaffung neuer Baugebiete (positive Haltung in 
Bauleit- und Regionalplanung). 

• Verhinderung von Leerständen, u. a. durch Unterstützung eines 
interkommunalen Leerstandsregisters. 

 


